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Gleichheit der Geschlechter, das Wahlrecht, der Schutz des 
Bürgers vor Polizeiwillkür, die Trennung von Staat und 
Kirche. Alle diese grundlegenden Bestimmungen wären damit 
praktisch gegenstandslos.23 Nicht einmal die Wiedereinfüh
rung der Sklaverei wäre letztlich ausgeschlossen !24

Sollte die Forderung nach einer „Rechtsprechung der ur
sprünglichen Absicht“ Wirklichkeit werden, wäre es Millio
nen US-amerikanischer Bürger unmöglich, politische Akti
vitäten zur Verteidigung und Durchsetzung ihrer 
demokratischen Rechte und Freiheiten zu entfalten. Und ge
nau das ist es, was die reaktionärsten Kreise des USA-Impe- 
rialismus mit ihren extrem konservativen Vorstößen auf dem 
Gebiet der Rechtspolitik zu erzwingen suchen. Es sind die
selben Kreise, die an der Spitze der gegen den Sozialismus 
gerichteten verlogenen „Menschenrechts“-Kampagnen stehen.

23 Dies räumen u. a. ein: The New York Times vom 14. und vom
19. Oktober 1985; The Washington Post (Washington D. C.) yom
25. August 1985 und Time vom 4. November 1985, S. 48.

24 Dies konstatiert The New York Times vom 19. Oktober 1985.

Anstieg der Arbeitsunfälle
und Abbau des Arbeitsschutzes in den USA
Der im Herbst 1985 publizierte Bericht des Amtes für Arbeits
statistik der USA weist für das Jahr 1984 rund 5,4 Millionen 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten aus; das sind ca. 
500 000 mehr als im Jahre 1983. Die tödlichen Arbeitsunfälle 
stiegen im gleichen Zeitraum um 20,6 Prozent an; sie beliefen 
sich 1984 auf 3 740. Aber diese amtliche Statistik zeigt nur 
die „Spitze des Eisberges“, wie die New-Yorker „Daily 
World“ vom 19. November 1985 (S. 4 — D) schreibt. Gerade auf 
dem Gebiet der Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten ist die 
Dunkelziffer sehr hoch, weil die Unternehmer, um staatliche 
Untersuchungen zu vermeiden und Schadenersatzleistungen 
an die Betroffenen so gering wie möglich zu halten, viele 
Fälle nicht erfaßten bzw. nicht meldeten.

Die Ursachen für den Anstieg der offiziell registrierten 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten sieht Eric Frumin, 
Konsultant des Amtes für Arbeitsstatistik, darin, daß „die 
Arbeitgeber in ihrem Streben nach hohen Produktionslei
stungen die Sicherheit der Arbeiter als letztes berücksichti
gen, sowie in der deutlichen Reduzierung der Maßnahmen 
der US-Behörde für Arbeite- und Gesundheitsschutz“.

Offenkundig wird der in den USA aus Gründen der Profit
maximierung nur ganz unzureichend entwickelte und sehr lax 
durchgesetzte Arbeits- und Gesundheitsschutz unter der 
Reagan-Administration noch weiter eingeschränkt. Zugunsten 
der Unternehmen wurden arbeitsschutzrechtliche Vorschrif
ten revidiert, die finanziellen Mittel für den Arbeits- und 
Gesundheitsschutz gekürzt, das Personal der zuständigen 
US-Behörde abgebaut.

Der „Daily World“ vom 7. November 1985 (S.. 17 — M) ist 
zu entnehmen, daß in den 80er Jahren in einer Reihe von 
Bundesstaaten der USA durch Gesetzesänderung den Unter
nehmen ein größerer Ermessensspielraum bei der Entschei
dung darüber eingeräumt wurde, was als Arbeitsunfall bzw. 
als Berufskrankheit zu bewerten und zu melden ist. Zugleich 
wurde die staatliche Kontrolle des Gesundheits- und Arbeits
schutzes wesentlich reduziert. Infolge von Budget- und 
Stellenplankürzungen in der US-Behörde für Arbeits- und 
Gesundheitsschutz ging allein die Zahl der Inspektoren in 
den letzten Jahren von 2000 auf . 900 zurück. Inspektionen 
durch Mitarbeiter dieser Behörde werden den Unternehmens
leitungen vorher angekündigt, so daß Manipulierungen an 
der Tagesordnung sind.

Unlängst haben Arbeiter einer Fabrik von DuPont, dem 
größten Chemiekonzern der USA, Klage beim Obersten Ge
richt des Bundesstaates New Jersey erhoben. Als Vertreter 
der Kläger führte Rechtsanwalt David Jacobi u. a. aus, daß 
„bei DuPont seit langem Akten über Arbeitsunfälle und Be
rufskrankheiten sowie Statistiken über den Arbeits- und Ge
sundheitsschutz vernichtet oder manipuliert werden. Die 
meisten Unfälle werden als nicht mit der Arbeit im Zusam
menhang stehend bewertet“.

Wie gesagt: Die amtliche Statistik der Arbeitsunfälle zeigt 
nur die „Spitze des Eisberges“. R. L.

Wie frei dürfen Richter in der BRD 
ihre Meinung sagen?
Am 6. August 1983 erschien in einer Lübecker Tageszeitung 
eine Anzeige in doppelter Postkartengröße mit der Über
schrift „35 Richter und Staatsanwälte des Landgerichtsbe
zirks Lübeck gegen die Raketenstationierung“. Im Text der 
Anzeige wurde u. a. ausgeführt, die Stationierung von Per
shing II und Cruise Missiles verstoße nach dem „beruflichen 
Selbstverständnis“ der namentlich aufgeführten Juristen 
gegen das Grundgesetz der BRD.

Der Präsident des Landgerichts Lübeck erteilte den Rich
tern am 25. August 1983 eine schriftliche Ermahnung. Er rügt, 
sie hätten mit der Anzeige gegen die dienstliche Pflicht zur 
„Mäßigung und Zurückhaltung bei politischer Betätigung“ 
verstoßen, die durch das Beamtengesetz und das Richtergesetz 
vorgeschrieben sei. Die Form der Anzeige sei „geeignet, das 
Ansehen der Justiz zu gefährden“.

Das von den gerügten Richtern angerufene Verwaltungs
gericht Schleswig hat in seinem Urteil vom 12. Dezember 1984 
(Deutsche Richterzeitung [Köln/Berlin-West/Bonn/München] 
1985, Heft 8, S. 312) den Rechtssatz aufgestellt: „Die Zeitungs
anzeige eines Richters gegen die Raketenstationierung ent
hält keine Dienstpflichtverletzung“. Und in der Urteilsbe
gründung heißt es u. a., die Stellung eines Richters in der 
Öffentlichkeit werde nicht dadurch beeinträchtigt, daß er sich 
in dieser Form an der politischen Auseinandersetzung be
teiligt.

Der Präsident des Landgerichts und der Leitende Ober
staatsanwalt trugen im Rechtsmittelverfahren vor, die An
zeigenverfasser hätten „völlig einseitig Partei ergriffen, ge
zielt mit Rechtsgründen argumentiert, ihre Meinung mit 
absolutem Gültigkeitsanspruch vorgetragen, die Anzeige 
plakativ aufgemacht, ihren Beruf mit dicken Lettern in der 
Überschrift betont“. Das „Zusammenwirken dieser Faktoren“ 
mache die Meinungsäußerung der Richter und Staatsanwälte 
unzulässig.

Wie der „Frankfurter Rundschau“ (Frankfurt a. M.) vom
27. Dezember 1985 zu entnehmen ist, entschied nun das Ober
verwaltungsgericht Lüneburg am 10. Dezember 1985 nach 
sechsstündiger Verhandlung, die Gegner der Raketenstatio
nierung seien zu Recht ermahnt worden: Sie hätten gegen 
ihre Pflicht zur politischen Zurückhaltung durch die Form 
der Anzeige, die sprachliche Fassung des Inhalts, die Argu
mentationsweise verstoßen. Das Ganze sei — wie in der 
mündlichen Urteilsverkündung recht dunkel formuliert 
wurde — „eine Frage der rechtlichen geschützten Kultur der 
Dritten Gewalt“.

Es werden wohl noch Jahre vergehen, bis das Bundes
verwaltungsgericht als höchste Instanz sich dazu äußert, ob 
das Grundrecht auf freie Meinungsäußerung aus Art. 5 des 
BRD-Grundgesetzes auch für Richter und Staatsanwälte gilt, 
ob ihnen außerdienstliche politische Äußerungen unter An
gabe ihrer Amtsbezeichnung generell untersagt sind, ob man 
ihnen also einen „politischen Maulkorb“ anlegen kann, wenn 
sie ihr Unbehagen über politische Zustände in der BRD zum 
Ausdruck bringen. Sch.
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Dieses Buch enthalt eine zusammenfassende Darstellung und Analyse des 
Wesens und der Entwicklungstendenzen sowie der Hauptbewegungsformen und 
Widersprüche des politischen Mechanismus der (West-) Euro pä is dien Gemein
schaft (EG). Die Autoren weisen nach, daß und wie mit der Gründung der EG 
neuartige politisch-rechtliche Elemente internationalisierter staatsmonopoli
stischer Herrschaft entstanden sind. Sie behandeln völkerrechtliche, supranatio
nale, intern EG-rechtliche und staatsrechtliche Elemente der EG-Herrschaftsaus- 
übung.

Im 2. Kapitel werden die Elemente des politischen Mechanismus der EG 
und ihr Zusammenwirken bei der Formulierung, Entscheidung und Durchset
zung der EG-Politik dargestellt (Rolle des Europäischen Rates, der EG-Kom- 
mission, der Regierungen der EG-Mitgliedstaaten und des EG-Ministerrates 
sowie des Europäischen Parlaments). Das 3. Kapitel beschäftigt sich mit der 
Stellung und Funktion des materiellen und institutioneilen EG-Rechts, der 
Rechtsetzung und Rechtsprechung (des EG-Gerichtshofs) sowie mit dem EG- 
Grundrechtskonzept. Abschließend werden das Verhältnis der Arbeiterklasse 
zur staatsmonopolistischen Integration und die Strategie der kommunistischen 
Parteien Westeuropas gegenüber der EG untersucht.


